
Konrad-Adenauer-Stiftung e.V. 

 

VENEZUELA 

DR. GEORG EICKHOFF 

 

17. Dezember 2012 

 

www.kas.de/venezuela 

 

L Ä N D E R B E R I C H T  

 

Regionalwahlen in Venezuela 
MITLEIDSEFFEKT AN DER WAHLMASCHINE 

Nach den Präsidentschaftswahlen vom 07. 

Oktober 2012 fanden am 16. Dezember 

2012 die Regionalwahlen statt, bei denen 

neben den Gouverneuren auch die Land-

tage in 23 Bundesstaaten gewählt wur-

den. Bei einer Wahlbeteiligung von  

rd. 54 % konnte sich die Vereinigte Sozia-

listische Partei Venezuelas (PSUV) des 

Präsidenten Hugo Chávez die Mehrheit in 

20 Bundesstaaten sichern.  

In Venezuela sind die Wahlen hoch techni-

siert; sie werden mit 36.220 elektronischen 

Wahlautomaten durchgeführt. Diesmal wa-

ren die Regionalwahlen auch hoch emotio-

nalisiert; die Krebserkrankung von Staats-

präsident Hugo Chávez stand im Mittel-

punkt. Der Mitleidseffekt wurde ausgiebig 

propagandistisch ausgeschlachtet. 

Das brachte ganz überwiegend den von ihm 

persönlich bestimmten Kandidaten der sozi-

alistischen Partei den Wahlerfolg. Der Cha-

vismus gewann in 20 von 23 Staaten. Zu-

letzt hatte das Parteienbündnis „Mesa de 

Unidad“ noch in acht Staaten regiert. Henri-

que Capriles Radonski, der vormalige Präsi-

dentschaftskandidat der Opposition, wurde 

mit rd. 52 % der Stimmen  als Gouverneur 

von Miranda wiedergewählt. 

Der Revolutionsführer sowie Staats- und 

Parteichef hatte selbst nicht direkt in den 

Wahlkampf eingegriffen. Er musste sich am 

11. Dezember einer über sechsstündigen 

komplizierten Operation unterziehen (der 

vierten in 17 Monaten), die in Havanna, Ku-

ba, durchgeführt wurde. In mehreren kur-

zen Fernsehansprachen betonte Propagan-

daminister Ernesto Villegas, dass der Ge-

sundheitszustand des revolutionären Weg-

gefährten von Raúl und Fidel Castro persön-

lich überwacht werde. 

Am Wahltag setzte Comandante Hugo Chá-

vez nach Angaben des Propagandaministers 

seine postoperative Stabilisierung „zufrie-

denstellend“ fort. Er sei ansprechbar und 

habe nach dem Erwachen als erstes ge-

fragt: „Wie geht es meinem Volk?“ Das be-

richteten sämtliche Medien. 

In diesem Zusammenhang war es ein politi-

scher Paukenschlag, als Chávez am 8. De-

zember in einer Fernsehansprache seinen 

Vizepräsidenten Nicolás Maduro zum Nach-

folger ernannte und dessen Wahl für den 

Fall anordnete, dass die Krankheit ihn be-

siegen sollte. 

Im Regionalwahlkampf wurden – wie zuvor 

im Präsidentschaftswahlkampf - sämtliche 

staatlichen Medien ungebremst eingesetzt, 

um den Mitleidseffekt auszubeuten. Ein flä-

chendeckender Wahlsieg der 23 Kandidaten 

der Revolution sei „das beste Weihnachts-

geschenk“ für den sterbenskranken Führer, 

so lautete ein Leitmotiv der Staatspropa-

ganda, die in ihrem pathetischen Ton an das 

Sowjetreich unter dem späten Stalin und an 

Rumänien unter dem späten Ceauşescu er-

innerte. 

Am Wahltag selbst ging das Ausschlachten 

der Krankheit des Staatspräsidenten mit 

einer offensichtlich rechtswidrigen Fernseh-

ansprache des designierten Nachfolgers Ni-

colás Maduro schamlos weiter. Selbstver-

ständlich ist auch in Venezuela die Fortset-

zung des Wahlkampfes am Wahltag verbo-

ten. Vize-Präsident Ricardo Maduro begann 

die Epoche nach Hugo Chávez mit einem 

Fußtritt gegen die Rechtsordnung. Sein in 
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Jahren aufgebautes Image des gemäßigten 

Mannes des Dialogs und des fair play zer-

störte er in wenigen Minuten. 

Schwache Wahlbeteiligung 

In der Woche vor Weihnachten war es für 

beide Seiten schwer, ihre Anhänger zu mo-

tivieren. Der Missbrauch staatlicher Mittel 

brachte der Regierungspartei jedoch die er-

wartungsgemäßen Vorteile bei der Motivie-

rung der Wähler und der Einschüchterung 

potenzieller Nichtwähler. Die Wahlmaschi-

nerie, die für die Präsidentschaftswahlen im 

Oktober entwickelt worden war, stellte ihre 

Tauglichkeit jetzt erstmals „ohne Chávez“ 

unter Beweis. 

Nur 53,5 Prozent der 17.381.601 Wahlbe-

rechtigten stimmten ab. Die Enthaltung 

schwächte beide politischen Bewegungen, 

traf die demokratische Opposition aber här-

ter als die Regierungspartei. Bei den letzten 

Regionalwahlen hatte die Beteiligung noch 

65,5 Prozent betragen. Bei den Präsident-

schaftswahlen vor gut zwei Monaten war die 

Rekordbeteiligung von 81 Prozent erreicht 

worden. 

Besonders schmerzhaft für die Opposition 

sind die Niederlagen in Zulia, dem bevölke-

rungsreichsten Staat, in Táchira und in Ca-

rabobo, wo bisher Vertreter der „Mesa de 

Unidad“ regierten. Auch auf der Urlaubsinsel 

Margarita wurde ein Vertreter der „Unidad“ 

abgewählt. In allen Fällen spielte die Unzu-

friedenheit mit schwachen Regierungsleis-

tungen verbunden mit Korruptionsvorwürfen 

eine Rolle. 

In Mérida gelang es dem zunächst aus-

sichtsreichen Kandidaten der „Unidad“ 

Léster Rodríguez (COPEI) trotz einer Spal-

tung des Chavismus nicht, den Wechsel 

herbeizuführen. Der ehemalige Rektor der 

traditionsreichen Universität der Anden 

konnte in den vergangenen vier Jahren als 

Bürgermeister von Mérida die Erwartungen 

der Bürgerschaft an einen hoch qualifizier-

ten Politiker nicht erfüllen. 

Im Staat Bolívar kam es zu einem sehr 

knappen Ergebnis und der unterlegene Kan-

didat der „Unidad“, der Gewerkschafter, 

ehemalige Präsidentschaftskandidat und 

ehemalige Gouverneur Andrés Velázquez 

wird die Wahl anfechten. 

Henri Falcón, dem ehemaligen chavistischen 

Bürgermeister von Barquisimeto, der vor 

vier Jahren, als er noch dem Chavismus an-

gehörte, mit dem Traumergebnis von 73,5 

Prozent der Stimmen zum Gouverneur von 

Lara gewählt worden war, gelang nun die 

Wiederwahl mit 54,3 Prozent. Er könnte in-

nerhalb der Opposition zu einem Konkurren-

ten für Henrique Capriles Radonski werden. 

Im kleinen Staat Amazonas gewann eben-

falls ein ehemaliger Chavist. Liborio Guarul-

la erzielte dort 54 Prozent der Stimmen. Als 

Vertreter der indigenen Bevölkerung hat es 

Guarulla verstanden, den Zusammenhalt 

seiner Wählerschaft unter neuen ideologi-

schen Vorzeichen zu erhalten. 

Das wichtigste Einzelergebnis lieferte aber 

der Staat Miranda. Der vormalige Präsident-

schaftskandidat Henrique Capriles Radonski 

konnte dort die Stellung gegen den über-

mächtigen Staatsapparat halten, der mit 

dem ehemaligen Vizepräsidenten Elías Jaua, 

angetreten war. 52 Prozent für Henrique 

Capriles Radonski markieren einen hart er-

kämpften Arbeitssieg. Vor vier Jahren hatte 

er 53,1 Prozent der Stimmen bekommen. 

In Zulia (mit seiner Hauptstadt Maracaibo 

unter Bürgermeisterin Eveling Trejo de Ro-

sales) und in Mérida waren schlechte Leis-

tungen der Bürgermeister der „Unidad“ für 

das Ergebnis der Gouverneurswahlen sehr 

entscheidend. Umgekehrt war es in Miran-

da, wo Henrique Capriles im Sprengel des 

erfolgreichen Bürgermeisters Carlos Ocariz, 

der wie er der Partei „Primero Justicia“ (Ge-

rechtigkeit zuerst) angehört, besonders vie-

le Stimmen bekam. Im dissonanten Konzert 

der Oppositionsparteien konnte „Primero 

Justicia“ in den meisten Staaten das relativ 

beste Ergebnis erzielen, jedoch keine weite-

ren Gouverneure stellen. 

Das sozialistische Projekt des „kommuna-

len Staates“ 

Nach der Wiederwahl von Präsident Hugo 

Chávez am 7. Oktober hatte die sozialisti-
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sche Partei ihr Programm des „kommunalen 

Staates“ besonders in den Vordergrund ge-

stellt. Nicht mehr die traditionellen Kommu-

nen (municipios) und Bundesstaaten sollen 

die territoriale Organisation der Republik 

bilden, sondern an ihrer Stelle ein flächen-

deckendes System sozialistischer Nachbar-

schaftsräte unter der zentralen Kontrolle 

des „Ministeriums für die Kommunen“ auf-

gebaut werden. Die Föderation von 30 bis 

40 Nachbarschaftsräten (Consejos Comuna-

les) auf Stadtteilebene wird Kommune (Co-

muna) genannt. 

Bei der parlamentarischen Einbringung des 

Staatshaushaltes 2013 im November wurde 

deutlich, dass der bereits 14 Jahre anhal-

tende Prozess des Aushungerns der verfas-

sungsmäßigen Gebietskörperschaften fort-

gesetzt werden soll. Die traditionellen 

Kommunen (municipios) und insbesondere 

die 23 Bundesstaaten verfügen kaum über 

eigene Steuerquellen und sind von den Zu-

weisungen der Zentralregierung abhängig. 

Diese senkt ihren Beitrag künstlich, indem 

sie die im Voraus geschätzten umlagefähi-

gen Einnahmen der staatlichen Erdölgesell-

schaft im Haushalt nur knapp oberhalb der 

Hälfte des Weltmarktspreises des Öls an-

setzt. 

Die angekündigte Machtübertragung von 

den Bundesstaaten auf die Zentralregierung 

und den von ihr vertikal organisierten und 

großzügig finanzierten „kommunalen Staat“ 

hatte die Mobilisierung der oppositionellen 

Kräfte bei diesen Regionalwahlen zusätzlich 

erschwert. Denn in einem immer schwieri-

geren Wahlkampf gegen einen übermächti-

gen Staat ging es um immer weniger. 

Der Opposition ist es kaum gelungen, nam-

hafte Wahlkampfspenden einzuwerben. Es 

gibt in Venezuela keine staatliche Parteien-

finanzierung, jedoch setzt die sozialistische 

Partei sämtliche staatlichen Mittel ungehin-

dert im Wahlkampf ein. Die von der Regie-

rung kontrollierte Wahlbehörde schaut weg. 

Der gesamte Wahlkampf der Opposition 

wirkte nach der großen Frustration in Folge 

der verlorenen Präsidentschaftswahlen im 

Oktober farblos, fade, fast traurig, lustlos, 

müde und unorganisiert. Auftrumpfende 

Werbespots - business as usual - lösten ge-

legentlich sogar Wut und Tränen der eige-

nen Leute aus. Ungezählte setzten dagegen 

die mühselige Basisarbeit unverdrossen und 

mit angestrengtem Zweckoptimismus fort. 

Was bringt das Jahr 2013? 

Viele Beobachter erwarten erneute Präsi-

dentschaftswahlen für das kommende Jahr. 

Staatspräsident Hugo Chávez selbst hat die 

Spekulationen am historischen 8. Dezember 

mit der Wahlempfehlung zugunsten seines 

Vizepräsidenten und Außenministers Nicolás 

Maduro angeheizt. Das Staatsfernsehen 

sendet seither rund um die Uhr nachrufarti-

ge Persönlichkeitsbilder des Revolutionsfüh-

rers, immer wieder auch mit weißen Zwi-

schentiteln auf schwarzem Grund und melo-

dramatischer Hintergrundmusik. 

Zur karibischen Emotionalität Venezuelas 

angesichts der Erkrankung des geliebten 

Führers gehört auch, dass nicht nur das ein-

fache Volk, sondern auch Minister, Generä-

le, ehemalige Putschisten und Parteigrößen 

vor den TV-Kameras immer wieder Tränen 

vergießen und inmitten des Redefluss tief 

aus der Brust schluchzen dürfen. 

Während wenig Zweifel daran bestehen, 

dass Nicolás Maduro tatsächlich der Kandi-

dat der Revolution sein würde, falls es zu 

Präsidentschaftswahlen kommt, muss die 

bunte Oppositionsbewegung ihren gemein-

samen Kandidaten gegebenenfalls unter 

schwierigen Rahmenbedingungen und unter 

Zeitdruck bestimmen. Die Regionalwahlen 

haben die Kandidaten ausgesiebt. Der letzte 

allgemeine Wahlgang vor einer möglichen 

Präsidentschaftswahl hat den vormaligen 

Präsidentschaftskandidaten des Oppositi-

onsbündnisses Henrique Capriles Radonski 

erneut in eine aussichtsreiche Position be-

fördert. Es gibt aber keinen Automatismus 

in der Kandidatenkür. 

Capriles müsste, um ein erfolgreicher Her-

ausforderer Maduros zu werden, noch man-

che Widerstände in den Reihen des Opposi-

tionsbündnis überwinden. Stärker als im 

Präsidentschaftswahlkampf müsste er auf 

die in einem aufwändigen Konsultationspro-

zess entwickelte gemeinsame Programmatik 
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der „Mesa de Unidad“ eingehen. Die Wahl-

organisation an der Basis müsste die richti-

gen Schlüsse aus den Wahlen des Jahres 

2012 ziehen und „mehr Einheit“ in die prak-

tische Alltagsarbeit tragen, d.h. kleinliche 

Konkurrenz unter den Parteien überwinden. 

Die sozialistische Partei hat am 16. Dezem-

ber gezeigt, dass sie bei Wahlen „ohne 

Chávez“ erfolgreich sein kann. Wie würde 

sich der Tod des Führers auf die Wahlchan-

cen des von ihm designierten Nachfolgers 

auswirken? Das Rennen ist offen. Venezuela 

steht vor einem ungewissen Jahr 2013. 

Wahlen sind nicht alles 

Mögliche erneute Präsidentschaftswahlen 

werden aber nicht der einzige Einflussfaktor 

sein. Die wirtschaftliche Krise droht. Wäh-

rend etwa Griechenland im Jahr 2012 ein 

staatliches Haushaltsdefizit von rund 10 

Prozent des Bruttoinlandsproduktes (BIP) 

verzeichnen dürfte und Spanien eines von 

rund 8 Prozent, wird sich das Defizit in Ve-

nezuela in diesem Jahr auf rund 18 Prozent 

des BIP summieren. Die rasant ansteigende 

Verschuldung der staatlichen Erdölgesell-

schaft PDVSA tritt hinzu, während deren 

Produktivität weiter sinkt. 

Eine Abwertung des Bolívar ist überfällig. 

Beschleunigte Inflation, Warenknappheit, 

Versorgungsengpässe und Lohnproteste der 

unterbezahlten - oft auch gar nicht bezahl-

ten - Angestellten des aufgeblähten öffentli-

chen Sektors werden sich unweigerlich als 

Begleitumstände der politischen Instabilität 

einstellen. Wird die sozialistische Bürokratie 

im Bündnis mit den korrupten und in den 

Drogenhandel verwickelten Streitkräften 

nach dem möglichen Verschwinden des cha-

rismatischen Führers diesen Herausforde-

rungen gewachsen sein? 


